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Energie ist Achillesferse der EU
Studie.Hohe Energiepreise werden den globalen Marktanteil Europas
bei energieintensiven Produkten bis 2035 um rund ein Drittel senken.

Wien. Was Arbeitskosten in den vergangenen
20 Jahren waren, könnten Energiekosten in
den kommenden 20 Jahren werden: ein ent-
scheidender Faktor für die Wettbewerbsfä-
higkeit eines Landes oder einer Region. Die-
se – nicht ganz neue – Theorie findet auch im
diesjährigen „World Energy Outlook“ der In-
ternationalen Energieagentur, der am Diens-
tag vorgestellt wurde, Widerhall. Und sie
bringt für Europa einige nicht gerade erbau-
liche Prognosen: So würden die Energieprei-
se in der EU bis 2035 zwar relativ zu jenen
der USA sinken. Schlussendlich würden die
Kosten aber auch in 22 Jahren noch immer
doppelt so hoch ausfallen wie in den Staaten.

Vor allem für die energieintensive Indus-
trie (also etwa die Produktion von Alumi-
nium oder Zement) würde dies einen gravie-
renden Nachteil auf dem Weltmarkt bedeu-
ten. Der Exportanteil Europas am globalem
Markt würde um rund ein Drittel zurückge-
hen, schreibt die IEA. Und dies in keinem un-
wichtigen Sektor von Europas Industrie. So
ist rund ein Viertel aller Industriearbeiter in
einem der betroffenen Bereiche beschäftigt.

Eine ähnliche Entwicklung prognosti-
ziert die IEA für Japan. Die USA würden hin-
gegen die zur Zeit viel beschworene Rein-
dustrialisierung zumindest teilweise schaf-
fen: Ihr Anteil am globalen Markt soll laut
den Prognosen zumindest leicht steigen.
Schlüssel für diese Entwicklung ist die for-

cierte Förderung von sogenannten unkon-
ventionellen fossilen Energieträgern – etwa
Schiefergas. Dies würde es den USA sogar er-
möglichen, in etwa 20 Jahren ihren Energie-
bedarf vollständig selbst zu decken.

Brasilien wird Öl-Großmacht
Andere Länder könnten dem Beispiel der
USA jedoch nur zum Teil folgen, da die na-
türlichen oder die gesellschaftlichen Voraus-
setzungen dafür fehlen. Die meisten Länder
würden daher weiterhin stark von Energie-
importen abhängen. Und da der globale
Energiebedarf – vor allem dank der Nachfra-
ge in Asien – stark steige, müssten auch zu-
sätzliche Quellen erschlossen werden. Die
größten Zuwächse werden dabei Brasilien
vorhergesagt, das dank Tiefseebohrungen
vor der Küste die jährliche Ölproduktion von
derzeit zwei auf sechs Milliarden Fass Öl pro
Tag verdreifachen wird. Das südamerikani-
sche Land wird somit zum sechstgrößten Öl-
produzenten der Welt.

Aufgrund der steigenden Nachfrage nach
Energie sei es wichtig, nicht auf CO2-Reduk-
tionsmaßnahmen zu vergessen, warnt die
IEA – etwa über mehr Effizienz. Um Ver-
schwendung zu reduzieren, sollten daher die
Subventionen für fossile Energieträger von
derzeit 544 Mrd. Dollar weltweit reduziert
werden. Zum Vergleich: Erneuerbare wur-
den 2012mit 100Mrd. Dollar gefördert. (jaz)

Spar: Recht auf Preisverhandlungen gefährdet
Preisabsprachen. Die Handelskette Spar will mit ihren Lieferanten weiterhin über Preise reden dürfen. Das sei völlig legal.
Die Bundeswettbewerbsbehörde (BWB) spreche dem Handel dieses Recht ab, kritisiert Spar-Chef Drexel. Die BWB kontert.

VON EVA STEINDORFER

Wien. „Es geht die Angst um in unserer Bran-
che.“ Um großeWorte ist Spar-Vorstand Ger-
hard Drexel nicht verlegen. Schuld am Zit-
tern und Bangen der Lebensmittelhändler
sei die Bundeswettbewerbsbehörde (BWB),
die Spar dazu veranlasse, „hinter jeden Ein-
käufer einen Rechtsanwalt zu stellen“. Ein
Ding der Unmöglichkeit, sagt Drexel.

Die Auseinandersetzung zwischen Spar
und der BWB ist mittlerweile in einen verita-
blen Rechtsstreit ausgeartet. Spar sieht we-
gen der Hausdurchsuchungen der BWB das
Recht auf Datenschutz und das Amtsge-
heimnis verletzt und hat entsprechende Be-
schwerden beim Unabhängigen Verwal-
tungssenat (UVS) und der Datenschutzkom-
mission eingebracht. Die BWB hingegen hat
ein Ermittlungsverfahren gegen Spar-Chef
Drexel wegen übler Nachrede angestrengt.

Abseits von Vorwürfen über Spionage-
Software und CIA-Methoden geht es hier um
ein Thema, das die Konsumenten ganz un-
mittelbar betrifft: Preisabsprachen. Diese
sind illegal, und zwar sowohl zwischen
Händlern untereinander (horizontale Ab-
sprache) als auch zwischen Händlern und
Lieferanten (vertikale Absprache). Wegen
Verdachts auf Preisabsprachen hat es seit
Jänner dieses Jahres bei Spar drei Haus-
durchsuchungen gegeben. Spar hat be-
schlossen, die Sache vor dem Kartellgericht

bis zum Ende auszufechten. Konkurrent
Rewe einigte sich hingegen mit der BWB auf
ein Settlement und eine Bußgeldzahlung.

Spar fühlt sich zu Unrecht drangsaliert:
„Für die BWB besteht ein Kartellverdacht be-
reits, wenn über Verkaufspreise auch nur ge-
sprochen wird“, sagt Drexel. Völlig zu Un-
recht habe die BWB deshalb bei Spar „Ton-
nen von Unterlagen“ beschlagnahmt, die
aber alle völlig unverdächtig seien. Die BWB
unterliege einem „Grundlagenirrtum“: Es sei

etwa durchaus erlaubt, bei gestiegenen oder
gesunkenen Herstellerkosten die von den
Lieferanten festgesetzten unverbindlichen
Preisempfehlungen (UVP) neu zu verhan-
deln. Ebenso sei es erlaubt, Aktionspreise
und -zeiträume zu besprechen. Schon aus
produktionstechnischen und logistischen
Gründen sei eine Abstimmung absolut not-
wendig, da man ja bei Aktionen viel mehr
absetze, also ganz andere Mengen einplanen
müsse als beim regulären Verkauf.

Die BWB wolle all dies verbieten, gefähr-
de damit den Wirtschaftsstandort und scha-
den den Konsumenten, meint der Spar-Chef.

Gesetzeslage nicht ganz eindeutig
Ein „Sturm im Wasserglas, was Spar veran-
staltet“, heißt es bei der BWB. Man habe dem
Handelsunternehmen keineswegs das Recht
abgesprochen, über Preise zu reden. Nur:
„Der Händler darf mit dem Hersteller nicht
ausmachen, zu welchem konkreten Preis er
das Produkt im Supermarkt verkauft“, sagt
BWB-Sprecher Stefan Keznickl. Kommunika-
tion sei erlaubt, unverbindliche Preisemp-
fehlungen ebenfalls, Preisbindung sei aber
strengstens verboten. „Da ist die Gesetzes-
lage völlig eindeutig.“ Nicht ganz, sagt Kar-

tellrechtsexpertin Astrid Ablasser-Neuhuber
auf Anfrage der „Presse“ und nennt ein Bei-
spiel: „Gemäß den Leitlinien der Europäi-
schen Kommission sind vertikale Preisbin-
dungen bei zeitlich begrenzten Aktionen un-
ter bestimmten Bedingungen erlaubt.“

Es geht also durchaus um Spitzfindigkei-
ten. Deshalb erweist sich das Vorhaben der
BWB auch als schwierig, einen Leitfaden für
Preisgespräche zwischen Händlern und Pro-
duzenten zu definieren. „In Deutschland hat
sich dieselbe Entwicklung vor zwei bis drei
Jahren abgespielt. Bis heute hat man sich auf
keinen Verhaltenskodex einigen können“,
sagt WU-Handelsexperte Peter Schnedlitz,
der sich in der Diskussion auf die Seite von
Spar schlägt. Er sieht das „Instrument Preis
von denWettbewerbshütern angepatzt“.

Spar fordert, dass nicht von der BWB,
sondern von den Sozialpartnern ein entspre-
chender Leitfaden ausgearbeitet wird. Die
BWB hat bereits vor Monaten den Entwurf
eines Leitfadens präsentiert, an diesem wer-
de aber „noch gearbeitet“, auch in Abstim-
mung mit den Sozialpartnern und mit Händ-
lern. Spar habe sich „als einziges Handelsun-
ternehmen der Diskussion völlig verweigert“,
sagt der BWB-Sprecher.

Über Preise muss man reden dürfen, findet Spar. Nicht jede Kommunikation erfülle den Tatbestand einer Preisabsprache. [ Martin Parzer/picturedesk.com ]
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